
Die Überstellungsfrist des Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 Dublin III-VO beginnt im Falle eines Eilantrags nach 
§  80  Abs.  5  VwGO,  mit  dem  die  Anordnung  der  aufschiebenden  Wirkung  einer  Klage  gegen  eine  
Abschiebungsanordnung nach § 34a AsylVfG beantragt wird, frühestens mit der Ablehnung des Eilantrags.

(Amtlicher Leitsatz)

A 5 K 2026/14

Verwaltungsgericht Karlsruhe

Beschluss vom 30.11.2014

T e n o r

1. Der Antrag wird abgelehnt.

2. Der Antragsteller trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens.

G r ü n d e

I.

Der Antragsteller begehrt vorläufigen Rechtsschutz gegen eine auf § 34a Abs. 1 AsylVfG gestützte Anordnung 

seiner Abschiebung in einen für die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat.

Der am … 1986 geborene Antragsteller,  ein pakistanischer Staatsangehöriger,  stellte am 24.03.2014 einen 

Asylantrag.  Bei  dem an  diesem  Tag  durch  das  Bundesamt  für  Migration  und  Flüchtlinge  (Bundesamt)  

geführten Gespräch zur Bestimmung des für die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Mitgliedstaats 

erklärte der Antragsteller, er sei am 03.04.2014 oder dem Folgetag von Islamabad nach Deutschland geflogen. 

Er wisse nicht, auf welchem Flughafen er angekommen sei. Er habe in keinem anderen Staat Asyl beantragt.  

Auf  die  Unterstützung  von  Kindern,  Geschwistern  oder  Eltern,  die  sich  in  einem  Dublin-Mitgliedstaat 

aufhielten, sei er nicht angewiesen. Er wolle in keinen anderen Staat überstellt werden, weil sein Vater und  

seine beiden Brüder in Deutschland lebten.

Am 22.04.2014 stellte die Antragsgegnerin ein Wiederaufnahmegesuch gem. Art. 18 Abs. 1b der Verordnung 

(EU) Nr. 604/13 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien 

und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen 

oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (ABl. Nr.  

L  180  S.  31)  -  Dublin  III-VO  -  an  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft,  weil  der  Antragsteller  am 

07.02.2014 dort Asyl oder die Anerkennung als Flüchtling beantragt habe. Mit Email vom 24.04.2014, bei der 

Antragsgegnerin  am  25.04.2014  eingegangen,  erklärte  die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  ihre 

Verpflichtung zur Wiederaufnahme des Antragstellers gem. Art. 18 Abs. 1d Dublin III-VO.
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Mit  Bescheid  vom  02.07.2014  erklärte  das  Bundesamt  den  Asylantrag  für  unzulässig  und  ordnete  die 

Abschiebung in die Schweiz an. Der Asylantrag sei nach § 27a AsylVfG unzulässig, weil die Schweiz auf-

grund eines bereits dort gestellten Antrags gem. Art. 18 Abs. 1d Dublin III-VO zuständig sei. Außergewöhn-

liche humanitäre Gründe, die die Bundesrepublik Deutschland veranlassen könnten, ihr Selbsteintrittsrecht 

nach Art. 17 Abs. 1 Dublin III-VO auszuüben, seien nicht ersichtlich. Die Anordnung der Abschiebung beruhe  

auf § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylVfG. Der Bescheid wurde dem Antragsteller am 07.07.2014 zugestellt.

Der Antragsteller hat am 11.07.2014 den vorliegenden Eilantrag gestellt und eine Klage erhoben, die beim 

Verwaltungsgericht Karlsruhe unter dem Aktenzeichen A 5 K 2025/14 anhängig ist.

Er beantragt,

die aufschiebende Wirkung seiner Klage gegen die Abschiebungsanordnung aus dem Bescheid der  
Antragsgegnerin vom 02.07.2014 anzuordnen.

Zur Begründung trägt er vor: Bereits bei Stellung seines Asylantrags habe er darauf hingewiesen, dass sein  

Vater und zwei Brüder im Bundesgebiet wohnten und er deshalb hier leben wolle. Sein Vater besitze die  

deutsche Staatsbürgerschaft;  die  Brüder  verfügten jeweils  über  eine Niederlassungserlaubnis.  Er  sei  auch 

erheblich  und  ernsthaft  körperbehindert  im Sinne  von Art.  16  Abs.  1  Dublin  III-VO.  Als  Kind habe  er  

Kinderlähmung gehabt und könne sein rechtes Bein nicht richtig bewegen. Er sei auf die Unterstützung und 

Hilfe durch seine Verwandten in besonderem Maße angewiesen. Der Antragsteller hat ein ärztliches Attest  

vom 25.07.2014 vorgelegt,  in  dem ausgeführt  wird,  der  Antragsteller  habe  angegeben,  er  leide  an  einer  

Muskelschwäche im rechten Bein und sei  sehr unsicher  beim Gehen mit  erheblicher  Sturzneigung;  beim 

Treppensteigen könne er das rechte Bein nicht alleine auf die nächste Stufe setzen, sondern müsse es mit der 

Hand hochheben. Als Diagnose wird in dem Attest festgestellt: „Muskelatrophie und Sensibilitätsstörung des  

linken [sic] Beines, vereinbar mit dem Folgezustand nach Kinderlähmung im Kindesalter“.

Weiterhin trägt der Antragsteller vor, dass die Überstellungsfrist gem. Art. 29 Dublin III-VO am 24.10.2014  

abgelaufen sei und daher die Abschiebung in die Schweiz nunmehr unzulässig sei.  Es könne nicht davon 

ausgegangen werden, dass die Schweiz nach Fristablauf bereit sei, ein Asylverfahren durchzuführen.

Die Antragsgegnerin beantragt, den Antrag abzulehnen.

Wegen  der  weiteren  Einzelheiten  wird  auf  die  gewechselten  Schriftsätze  sowie  die  Behördenakte  der  

Antragsgegnerin Bezug genommen.
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II.

1.  Der  Eilantrag,  über  den  nach  § 76  Abs.  4  Satz  1 AsylVfG der  Einzelrichter  entscheidet,  ist  zulässig, 

insbesondere nach § 80 Abs. 5 VwGO i.V.m. § 34a Abs. 2 Satz 1 AsylVfG (in der aktuellen Fassung des  

Artikel 1 Nr. 27b des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU vom 28.08.2013, BGBl. I S. 3474)  

statthaft; der in der Hauptsache erhobenen Klage kommt nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO i.V.m. § 75 

Abs. 1 AsylVfG keine aufschiebende Wirkung zu.

2. Der Antrag hat jedoch in der Sache keinen Erfolg.

Das Verwaltungsgericht kann nach § 80 Abs. 5 VwGO auf Antrag die aufschiebende Wirkung einer Klage 

anordnen,  wenn  das  Suspensivinteresse  des  Antragstellers  gegenüber  dem öffentlichen  Vollzugsinteresse 

überwiegt. Das Gericht trifft dabei eine eigene Ermessensentscheidung, die sich maßgeblich an den Erfolgs -

aussichten des eingelegten Rechtsbehelfs orientiert.

Diese Interessenabwägung fällt vorliegend zu Lasten des Antragstellers aus, weil die angefochtene Abschie-

bungsanordnung voraussichtlich rechtmäßig ist und den Antragsteller nicht in seinen Rechten verletzt.

Rechtsgrundlage der Abschiebungsanordnung ist § 34a Abs. 1 Satz 1 AsylVfG. Danach ordnet das Bundesamt 

die Abschiebung in einen nach § 27a AsylVfG für die Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat an,  

sobald feststeht, dass die Abschiebung durchgeführt werden kann.

2.1.  Dass  die  Voraussetzungen für eine Zuständigkeit  der  Schweizerischen Eidgenossenschaft  nach § 27a 

AsylVfG i.V.m. Art. 18 Abs. 1d Dublin III-VO vorliegen, d.h. dass der Antragsteller in der Schweiz einen 

Asylantrag gestellt hat, der dort abgelehnt worden ist, hat der Antragsteller nicht bestritten. Die Behörden-

akten und der in ihr enthaltene zwischenstaatliche Schriftwechsel geben insoweit auch zu keinen Zweifeln  

Anlass.  Die  Schweizerische  Eidgenossenschaft  hat  ausdrücklich  ihre  Zuständigkeit  nach  Art.  18  Abs.  1d 

Dublin III-VO erklärt.

2.2 Der bereits erklärten Zuständigkeit nach Art. 18 Abs. 1d Dublin III-VO der Schweiz geht auch nicht eine  

Zuständigkeit der Antragsgegnerin nach Art. 16 Abs. 1 Dublin III-VO vor. Dabei kann offen bleiben, ob Art.  

16 Dublin III-VO überhaupt Anwendung findet, wenn in einem anderen Mitgliedstaat bereits ein Antrag auf  

internationalen Schutz abgelehnt worden ist; dagegen könnte sprechen, dass der Sinn der Dublin III-VO in der 

Sicherstellung  einer  einmaligen  materiellen  Antragsprüfung  besteht  und  daher  nach  Abschluss  eines 

Prüfungsverfahren ein neue Zuständigkeit nicht geltend gemacht werden kann, wenn nicht gleichzeitig auch 

neue materielle Schutzgründe vorgetragen werden, was vorliegend nicht der Fall ist.
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Jedenfalls  liegen hier  bereits  nicht  die  Voraussetzungen des Art.  16 Abs.  1  Dublin III-VO vor.  Aus dem 

Vortrag des Antragstellers ergibt sich nicht, dass er auf die Unterstützung seines Vaters oder seiner Brüder  

angewiesen ist. Zwar behauptet der Antragsteller dies in allgemeiner Form, ohne jedoch im Einzelnen nach-

vollziehbar darzulegen,  worin diese Unterstützung besteht.  Auch aus dem von ihm vorgelegten ärztlichen 

Attest ergibt sich nur, dass er an einer Muskelschwäche und Sensibilitätsstörung in einem Bein leidet; das 

Attest enthält aber keine Anhaltspunkte dafür, dass dies eine ernsthafte Behinderung darstellen könnte, die 

eine Unterstützung durch eine dritte Person erfordert. Zudem hat der Antragsteller bei seiner Anhörung vor 

dem Bundesamt  nur  erwähnt,  dass  seine  Verwandten  sich  in  Deutschland  aufhalten,  nicht  dagegen  die 

Notwendigkeit  einer Unterstützung.  Im Übrigen fehlt  es auch an der nach Art.  16 Abs.  1 Dublin III-VO  

erforderlichen schriftlichen Kundgabe des Unterstützungswunsches durch die Verwandten.

2.3 Der Antragsteller kann auch keinen Verstoß der Abschiebungsanordnung gegen Art. 17 Abs. 1 Unterabsatz 

1 Dublin III-VO geltend machen.

Diese  Vorschrift  gewährt  den  Mitgliedstaaten  die  Möglichkeit,  nach  ihrem  Ermessen  einen  Antrag  auf 

internationalen Schutz auch abweichend von den Zuständigkeitsregeln der Dublin III-VO zu prüfen. Nach 

Wortlaut und Sinn handelt es sich hier um eine ausschließlich an die Mitgliedstaaten gerichtete Vorschrift, die  

-  im  Unterschied  zu  den  konkreten  Zuständigkeitsregelungen  der  Verordnung  -  den  schutzsuchenden 

Antragstellern keine subjektiven Rechte einräumt (vgl. VG Hannover, Beschluss vom 22. Oktober 2014 – 13  

B 12064/14 –,  juris;  VG Schwerin,  Beschluss  vom 26.  September  2014 –  3  B 655/14 As  –,  juris;  VG  

Düsseldorf, Beschluss vom 24. Juni 2014 – 13 L 1196/14.A –, juris; a.A. Funke-Kaiser, GK-AsylVfG, Stand 

November 2013, § 27a Rn. 52 m.w.N. zum Streitstand). Im Übrigen ergeben sich aus dem Vorbringen des  

Antragstellers keine hinreichenden Gesichtspunkte dafür, einen solchen Selbsteintritt zu erwägen. Denn der  

Antragsteller beruft sich nur auf Gesichtspunkte - familiäre Beziehungen und körperliche Einschränkungen -,  

die von den konkreten Zuständigkeitsregelungen der Dublin III-VO bewusst nur unter hier nicht vorliegenden 

weiteren Voraussetzungen als zuständigkeitsbegründend ausgestaltet worden sind (vgl. Art. 8 bis 11 Dublin  

III-VO zu Familienangehörigen und Art. 16 Dublin III-VO zu schwerer Krankheit und ernsthafter Behinde-

rung). Die bloße Nichterfüllung dieser Voraussetzungen stellt aber noch keinen hinreichenden Grund für die  

Prüfung des Selbsteintrittsrechts dar.

2.4 Entgegen der Auffassung des Antragstellers ist die Zuständigkeit der Schweizerischen Eidgenossenschaft  

bislang auch nicht gem. Art. 29 Abs. 2 Satz 1 Dublin III-VO wegen eines Ablaufs der Überstellungsfrist des 

Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 Dublin III-VO entfallen, was im vorliegenden Gerichtsverfahren nach § 77 Abs.  

1 AsylVfG in zeitlicher Hinsicht zu beachten wäre.

Der Antragsteller kann allerdings eine Zuständigkeitsbegründung durch Überschreiten der Überstellungsfrist 

geltend machen, weil die Fristregelung des Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 Dublin III-VO drittschützend ist.  

Bereits  auf Grundlage der zur  Dublin II-Verordnung (Verordnung (EG) Nr.  343/2003 des  Rates  vom 18.  
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Februar 2003 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats,  der für die 

Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zuständig ist,  

ABl. Nr. L 50 S. 1) entwickelten herrschenden Auffassung, dass die Zuständigkeitsregelungen des Dublin-

Systems  sich  nur  an  die  Mitgliedstaaten  adressieren  und  dem Flüchtling  kein  subjektives  Recht  darauf  

einräumen, dass der Antrag in einem bestimmten Mitgliedstaat geprüft wird, wurde angenommen, dass der 

Flüchtling ein schutzwürdiges Interesse daran besitzt, dass sein Schutzgesuch innerhalb eines angemessenen  

Zeitraums geprüft wird und er daher gegen eine Rücküberstellung deren Rechtswidrigkeit wegen Zuständig-

keitsübergangs  infolge  Fristablaufs  als  eigene  Rechtsverletzung geltend machen kann (vgl.  VGH Baden-

Württemberg, Beschluss vom 06.08.2013 – 12 S 675/13 -, juris; VG Hamburg, Urteil vom 15.03.2012 – 10 A 

227/11 -, juris). Dies gilt umso mehr, als die Dublin III-VO im Unterschied zu ihrer Vorgängervorschrift die  

Bedeutung des subjektiven Rechtsschutzes im Dublin-Verfahren deutlich verstärkt hat, indem dem Betrof-

fenen ein Recht  auf ein wirksames Rechtsmittel  gegen eine Überstellungsentscheidung in Form einer auf 

Sach- und Rechtsfragen gerichteten Überprüfung durch ein Gericht eingeräumt wird (Art. 27 Abs. 1 Dublin 

III-VO). Da dieser Rechtsbehelf nach dem Erwägungsgrund Nr. 19 der Verordnung auch die „Prüfung der  

Anwendung der Verordnung“ umfassen soll, ist im Zweifel von einem drittschützenden Charakter der Dublin-

Regelungen auszugehen, soweit sie konkrete Zuständigkeitsbestimmungen enthält (a.A. VG Ansbach, Urteil 

vom 19.08.2014 - AN 1 K 14.50026 - juris).

Die Überstellungsfrist des Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 Dublin III-VO ist hier aber noch nicht abgelaufen; 

denn sie beginnt in der vorliegenden Konstellation eines Eilantrags auf Anordnung der aufschiebenden Wir-

kung der Klage gegen die Abschiebungsanordnung frühestens mit der Entscheidung über den Eilantrag selbst.

Art.  29 Abs.  1 Unterabsatz  1 Dublin III-VO sieht  zwei alternative Zeitpunkte für den Beginn der Über-

stellungsfrist von sechs Monaten vor: Die Annahme des Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuchs oder die 

endgültige  „Entscheidung über  einen  Rechtsbehelf  oder  eine Überprüfung,  wenn diese  gemäß Artikel  27 

Absatz  3  aufschiebende  Wirkung  hat.“  Die  zweite  Alternative  ist  unter  Zugrundelegung  der  deutschen 

juristischen Terminologie schief formuliert. Da nicht die Entscheidung über einen Rechtsbehelf aufschiebende 

Wirkung hat, sondern der Rechtsbehelf selbst aufschiebend wirkt (vgl. § 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO), hätte aus  

deutscher  Sicht  die  Formulierung „wenn  dieser  oder  diese  … aufschiebende  Wirkung  hat“  nahegelegen. 

Jedoch kann nicht erwartet werden, dass Rechtstexte der Europäischen Union, die einen gemeinsamen Rechts-

standard setzen sollen, dem nationalen juristischen Sprachgebrauch bis ins Detail entsprechen. Die englische 

und französische Fassungen dieser Regelung („within six months … of the final decision on an appeal or 

review where there is a suspensive effect in accordance with Article 27(3)“; „dans un délai de six mois à  

compter  …  de  la  décision  définitive  sur  le  recours  ou  la  révision  lorsque  l’effet  suspensif  est  accordé 

conformément  à  l’article  27,  paragraphe  3“)  bringen  dagegen  den  Regelungsgehalt  etwas  klarer  zum 

Ausdruck: Die Sechsmonatsfrist beginnt erst dann mit der endgültigen Entscheidung über einen Rechtsbehelf,  

wenn eine aufschiebende Wirkung nach Art. 27 Abs. 3 Dublin III-VO eingetreten ist.
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§ 27 Abs. 3 Dublin III-VO regelt, wie sich das in § 27 Abs. 1 Dublin III-VO zwingend vorgesehene nationale 

Rechtsmittel gegen eine Überstellungsentscheidung - also in Deutschland die Klage gegen die Abschiebungs-

anordnung -  auf  deren Vollziehung auswirkt.  Hierfür werden den Mitgliedstaaten drei  Regelungsoptionen 

eingeräumt, mit denen ersichtlich den in den verschiedenen Rechtssystemen der Mitgliedstaaten bestehenden 

Ausformungen des vorläufigen Rechtsschutzes Rechnung getragen werden soll.  Eine Hilfe zum leichteren  

Verständnis  der  Vorschrift  bietet  insoweit  die  Mitteilung der  Kommission  an  das  Europäische  Parlament 

betreffend den Standpunkt des Rates vom 10.06.2013 - COM(2013) 416 final, in der die drei Optionen näher  

erläutert  werden.  Buchstabe a)  beschreibt  danach ein System der  automatischen aufschiebenden Wirkung 

(„wenn ein Rechtsbehelf eingelegt wurde, hat der Betroffene immer das Recht, im Hoheitsgebiet zu bleiben,  

bis  darüber  entschieden ist“,  S.  4  der  Mitteilung).  Dieses  System ist  in  Deutschland offensichtlich nicht  

eingeführt worden. Gleiches gilt für Buchstabe b), eine „automatische aufschiebende Wirkung für befristete  

Zeit“ (a.a.O.), die dem deutschen Verwaltungsprozessrecht fremd ist. Dem herkömmlichen deutschen System 

vorläufigen  Rechtsschutzes  entspricht  Buchstabe  c),  die  „aufschiebende  Wirkung  auf  Ersuchen“  (a.a.O.). 

Allerdings findet sich hier - im Vergleich zu § 80 Abs. 5 VwGO - die Besonderheit,  dass der Antrag auf  

Aussetzung der Durchführung der Überstellungsentscheidung bis zum Abschluss des Rechtsbehelfs oder der 

Überprüfung seinerseits aufschiebende Wirkung haben muss, die bis zu der Entscheidung über ihn andauert  

(vgl. S. 4 der Mitteilung der Kommission, a.a.O.: „die Überstellung [wird] nicht bei allen Antragstellern, die  

einen  Rechtsbehelf  gegen  eine  Überstellungsentscheidung  eingelegt  haben,  automatisch  ausgesetzt  …,  

sondern nur wenn Antragsteller darum ersuchen; die Überstellung wird dann ausgesetzt, bis das Gericht oder  

das Tribunal über die Angelegenheit entschieden hat“). Dieser Vorgabe hat der deutsche Gesetzgeber durch §  

34a Abs. 2 Satz 2 AsylVfG Rechnung getragen, wonach bei rechtzeitiger Antragstellung vor der gerichtlichen 

Entscheidung über den Eilantrag gegen die Abschiebungsanordnung keine Abschiebung zulässig ist (vgl. VG 

Cottbus, Beschluss vom 14.08.2014 - 5 L 231/14.A -, juris; Hailbronner, AuslR, Stand Dezember 2013, § 34a  

AsylVfG Rn. 41. Die Gesetzesmaterialien erwähnen diesen auf der Hand liegenden Zusammenhang allerdings 

nicht, vgl. BT-Drs. 1713556, S. 7). Zu unterscheiden sind demnach zwei Arten der aufschiebenden Wirkung:  

Die  (herkömmliche)  aufschiebende  Wirkung  einer  Klage,  die  nach  §  80  Abs.  5  VwGO  durch  das 

Verwaltungsgericht  angeordnet  werden  muss,  und  die  (neu  eingeführte)  aufschiebende  Wirkung  des  Eil-

antrags, die nach § 34a Abs. 2 Satz 2 AsylVfG von Gesetzes wegen eintritt. Beide Arten werden in Art. 27  

Abs. 2 Buchstabe c Dublin III-VO als „Aussetzung der Durchführung der Überstellungsentscheidung“ bzw.  

abgekürzt als „Aussetzung der Überstellungsentscheidung“ bezeichnet.

Daher ist es möglich, dass Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 Dublin III-VO mit der Formulierung „gemäß Artikel 

27 Absatz 3 aufschiebende Wirkung“ beide Formen der aufschiebenden Wirkung meint; da Art. 29 Abs. 1  

Unterabsatz 1 Dublin III-VO pauschal auf Art. 27 Abs. 3 Dublin III-VO und damit alle dort enthaltenen Fälle 

verweist, erscheint dies im Rahmen einer systematischen Auslegung auch naheliegend (ebenso VG Cottbus,  

a.a.O.;  der  VGH Baden-Württemberg  geht  demgegenüber  von einer  Regelungslücke  aus,  Beschluss  vom 

27.08.2014 - A 11 S 128514 -, juris).
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Für die Konstellation, in der ein Eilantrag nach Art. 27 Abs. 3 Buchstabe c Dublin III-VO, § 80 Abs. 5 VwGO 

aufschiebende  Wirkung  hat,  muss  weiterhin  geklärt  werden,  welche  Entscheidung  nach  Art.  29  Abs.  1  

Unterabsatz 1 Dublin III-VO die „endgültige Entscheidung über einen Rechtsbehelf oder eine Überprüfung“ 

ist, mit der die Überstellungsfrist beginnt. In Betracht kommt zum einen die Entscheidung über den Eilantrag 

selbst, mit der die aufschiebende Wirkung endet, zum anderen die Entscheidung über die Klage, mit der die 

Rechtmäßigkeit der Überstellungsentscheidung festgestellt wird.

Der Wortlaut der Art.  29 Abs.  1 Satz 1,  27 Abs. 3 Buchstabe c Dublin III-VO könnte zwar für letzteres  

sprechen. Denn Art. 27 Abs. 1 bis 3 Dublin III-VO verwendet das Begriffspaar „Rechtsbehelf oder Über -

prüfung“ durchgängig in dem Kontext des Rechtsmittels gegen die Überprüfungsentscheidung, während im 

Zusammenhang mit der gerichtlichen Entscheidung über die aufschiebende Wirkung dieses Rechtsmittels von 

„Antrag auf Aussetzung“ gesprochen wird. Jedoch erklärt sich diese unterschiedliche Terminologie aus der  

Notwendigkeit,  innerhalb  des  Art.  27  Abs.  3  Buchstabe  c  Dublin  III-VO  zwischen  dem  Verfahren  zur 

Überprüfung der Überstellungsentscheidung und dem (Zwischen)verfahren zur Klärung der aufschiebenden 

Wirkung zu unterscheiden; aus diesem Grund wird am Anfang von Art. 27 Abs. 3 Dublin III-VO auch genau  

von  einem  Rechtsbehelf  oder  einer  Überprüfungsentscheidung  „gegen  eine  Überstellungsentscheidung“ 

gesprochen; dieser Zusatz kann im Verlauf der Vorschrift weggelassen werden, weil für das vorläufige Rechts-

schutzverfahren von „Antrag auf Aussetzung“ gesprochen wird. In Art. 29 Abs. 1 Unterabsatz 1 Dublin III-

VO  besteht  nach  seinem  Regelungszweck  dagegen  kein  Grund,  zwischen  beiden  Verfahrensarten  zu 

unterscheiden, so dass der Begriff Rechtsbehelf hier allgemein verstanden werden kann (wie hier wohl VG 

Frankfurt  (Oder),  Beschluss  vom  19.09.2014  -  6  L  586/14.A -,  juris;  a.A.  OVG  Nordrhein-Westfalen,  

Beschluss vom 08.09.2014 - 13 A 1347/14.A -, juris.). In seiner allgemeinen Bedeutung umfasst der Begriff  

des Rechtsbehelfs aber auch Eilanträge auf Aussetzung der Vollziehbarkeit (vgl. etwa das Urteil des EuGH 

vom 30.05.2013 – C-168/13 PPU -, EuGRZ 2013, 417, zu einem „Rechtsbehelf“, mit dem der „Vollzug“ einer 

Entscheidung „ausgesetzt“ wird; auch in der Petrosian-Entscheidung hat der EuGH es als möglich angesehen,  

dass unter Rechtsbehelf ein Eilverfahren über die Anordnung der aufschiebenden Wirkung verstanden wird, 

Urteil vom 29.01.2009 – C-19/08 -, Rn. 33).

Dieses Ergebnis, wonach die Überstellungsfrist in dem Fall, in dem ein Antrag auf Anordnung der aufschie-

benden Wirkung gestellt wird, frühestens mit der endgültigen Entscheidung über diesen Eilantrag beginnt,  

entspricht  vor  allem  aber  Sinn  und  Zweck  des  Art.  29  Abs.  1  Unterabsatz  1  Dublin  III-VO.  Zu  der  

Vorgängerregelung, die sich insoweit nicht wesentlich von den vorliegenden Vorschriften unterscheiden, hat 

der EuGH in dem oben genannten Urteil in der Sache Petrosian bereits herausgearbeitet, die Überstellungsfrist  

verfolge „in Anbetracht der praktischen Komplexität und der organisatorischen Schwierigkeiten, die mit der 

Durchführung der Überstellung einhergehen, das Ziel, es den beiden betroffenen Mitgliedstaaten zu ermög-

lichen, sich im Hinblick auf die Durchführung abzustimmen, und es insbesondere dem ersuchenden Mitglied-

staat zu erlauben, die Modalitäten für die Durchführung der Überstellung zu regeln, die nach den nationalen  

Vorschriften dieses letztgenannten Staates erfolgen“ (a.a.O., Rn. 40). Es handelt sich also um eine Durch-
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führungsfrist zur Organisation und Durchführung der Überstellung. Daher soll diese Frist erst ab dem Zeit-

punkt  laufen,  zu  dem „grundsätzlich  vereinbart  und  sichergestellt  ist,  dass  die  Überstellung  in  Zukunft 

erfolgen wird, und wenn lediglich deren Modalitäten zu regeln bleiben“ (a.a.O., Rn. 45). Dies ist nach der 

Petrosian-Entscheidung nicht der Fall, wenn eine Gerichtsentscheidung erst die aufschiebende Wirkung einer 

Klage angeordnet hat,  aber über die Klage noch nicht entschieden worden ist  (a.a.O., Rn. 46). Ansonsten  

würde sich die Umsetzungsfrist um die Zeit des Klageverfahrens, während der aufgrund der aufschiebenden  

Wirkung keine Überstellung möglich ist, verkürzen, was ihrem Zweck gerade zuwiderlaufen würde (a.a.O., 

Rn. 50).

Hieraus ergibt sich notwendigerweise, dass die Überstellungsfrist erst nach Ende der aufschiebenden Wirkung 

des Eilverfahrens erneut beginnen kann, denn erst dann ist die Überstellung rechtlich möglich und erst ab  

diesem Zeitpunkt benötigt der Mitgliedstaat den Zeitraum von sechs Monaten, der ihm für die Durchführung 

der Überstellung eingeräumt sind. Die hiermit verbundene Verfahrensverzögerung wird von dem EuGH im 

Interesse der Mitgliedstaaten bewusst hingenommen und kann daher nicht als Grund dafür verwendet werden,  

gegen Wortlaut und Systematik der Art. 27 und 29 Dublin III-VO trotz des Eintritts einer aufschiebenden 

Wirkung die Überstellungsfrist bereits mit der Annahme des Wiederaufnahmegesuchs beginnen zu lassen (so 

aber VG Magdeburg, Beschluss vom 02.06.2014 – 9 B 207/14 -, juris) oder im Wege einer Rechtsfortbildung 

von einer Fristhemmung während des Eilverfahrens auszugehen (so VGH Mannheim, a.a.O.). Die Stellung 

des Eilantrags wirkt also nach deutscher Terminologie als Unterbrechung der Frist,  die frühestens mit der 

negativen Entscheidung über den Antrag neu beginnt (wie hier VG Frankfurt, Beschluss vom 19.09.2014 - 6 L 

586/14.A -; VG Dresden, Beschluss vom 19.08.2014 - A 2 L 681/14 -; VG Cottbus, Beschluss vom 14.08.2014 

- 5 L 231/14.A -; VG Hamburg, Beschluss vom 04.06.2014 - 10 AE 2414/14 -; VG Göttingen, Beschluss vom 

28.11.2013 - 2 B 887/13 -; VG Düsseldorf, Beschluss vom 07.04.2014 - 2 L 55/14.A -; VG Leipzig, Beschluss 

vom 28.02.2014 - A 6 L 360/13 -; VG Regensburg, Beschluss vom 13.12.2013 - RO 9 S 13.30618 - [alle in  

juris];  Funke-Kaiser,  in: GK-AsylVfG, Stand November 2013, § 27a Rn. 227. Anderer Auffassung: OVG 

Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 08.09.2014 - 13 A 1347/14.A - [noch zur Dublin II-VO]; VG Karlsruhe, 

Beschluss vom 15.04.2014 - A 1 K 25/14 -); VG Göttingen, Beschluss vom 30.06.2014 - 2 B 86/14 [zur  

Dublin II-VO] ; VG Hannover, Beschluss vom 31.03.2014 - 1 B 6483/14 -; VG Oldenburg, Beschluss vom 

21.01.2014 - 3 B 7136/13 - [alle in juris]; BeckOK AuslR/Pietsch AsylVfG § 34a Rn. 13.1; Marx, AsylVfG, 8. 

Auflage 2014, § 27a Rn. 95).

3.  Abschiebungshindernisse,  die der Rechtmäßigkeit  der Abschiebungsanordnung entgegenstehen könnten, 

sind weder vorgetragen worden, noch sonst ersichtlich.

4. Die Kostenentscheidung folgt aus §§ 154 Abs. 1 VwGO, 83b AsylVfG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar, § 80 AsylVfG.
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